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1. Abschnitt: 
 

Erhebung von statistischen Daten 
 
 

§ 1 
Art und Umfang der Erhebung 

 
(1) Um die gesetzgebenden Körperschaften, die Öffentlichkeit und die Organe der Justizverwaltung mit dem 
notwendigen statistischen Material versorgen zu können, werden statistische Daten über Straf- und 
Bußgeldverfahren bei den Amtsgerichten, Landgerichten und Oberlandesgerichten erhoben. 
 
(2) Die Erhebung erstreckt sich auf alle Straf- und Bußgeldverfahren, die unter dem Abschnitt "Art der Einleitung des 
Verfahrens" in den Anlagen 1 bis 6 aufgeführt sind. Für Verfahren, die ausschließlich Rechtsmittel gegen 
Adhäsionsentscheidungen betreffen, werden Daten nicht erhoben. 
 
(3) Daneben werden nach Maßgabe dieser Anordnung der Geschäftsanfall der unter Abschnitt E der Anlagen 13 bis 
17 genannten Anträge und Verfahren sowie die Verfahren vor den Strafvollstreckungskammern (Anlage 20) aus den 
Aktenregistern erfasst. 
 
 
 

§ 2 
Erhebungseinheiten 

 
(1) Die Gerichte und Zweigstellen der Gerichte erhalten zur Durchführung der statistischen Erhebungen die aus der 
Anlage 22 ersichtlichen Schlüsselzahlen. 
 
(2) Erhebungseinheiten sind 
a) beim Oberlandesgericht die Senate, 
b) beim Landgericht die Kammern, 
c) beim Amtsgericht die Richtergeschäftsaufgaben (richterlichen Dezernate). 
 
Richtergeschäftsaufgaben sind diejenigen Teilbereiche der richterlichen Geschäfte des Amtsgerichts, die durch den 
Geschäftsverteilungsplan den einzelnen Richtern zugewiesen sind. Der Begriff der Richtergeschäftsaufgabe ist von 
der Person des Richters unabhängig und knüpft ausschließlich an die sachlichen Aufgabenbereiche an. Vertretung 
bei Urlaub, Krankheit, Abordnung oder sonstiger Verhinderung (ausgenommen bei rechtlicher Verhinderung, vgl. § 
4) sowie ein Wechsel in der Person des Richters berühren den Bestand der Richtergeschäftsaufgabe nicht. Die 
Gliederung der Geschäftsstelle in Abteilungen oder andere Einheiten ist für die Einteilung der richterlichen 
Geschäfte in Richtergeschäftsaufgaben ohne Bedeutung. 
 
Spruchkörper im Sinne des Gerichtsverfassungsrechts (z. B. Strafkammer, Schwurgericht, Strafrichter, 
Schöffengericht) sind als verschiedenartige Erhebungseinheiten zu behandeln. 
 
(3) Der Behördenleiter teilt den Erhebungseinheiten jeweils eine fünfstellige Schlüsselzahl zu. Die Schlüsselzahlen 
setzen sich von links nach rechts wie folgt zusammen: 
 
a) aus einer einstelligen Zahl zur Kennzeichnung der Art des Spruchkörpers, 
b) aus einer vierstelligen Zahl für die einzelnen Erhebungseinheiten, die der Zahlengruppe 0001 bis 9999 zu 

entnehmen ist. 
 
Dies gilt auch, wenn nachträglich zusätzliche Erhebungseinheiten gebildet werden. 
 
(4) Die Zahl für die Art des Spruchkörpers (Absatz 3 Buchstabe a) lautet: 
 
a) beim Amtsgericht für: 
 den Strafrichter 1 
 den Richter für Bußgeldsachen 2 
 das Schöffengericht 3 
 das erweiterte Schöffengericht 4 
 den Jugendrichter 5 
 den Jugendrichter für Bußgeldsachen 6 
 das Jugendschöffengericht 7 
 
b) beim Landgericht für: 



 

 die kleine Strafkammer für Berufungen gegen Strafrichterurteile 1 
 die große Strafkammer für erstinstanzliche Verfahren und die kleine 
 Strafkammer für Berufungen gegen Schöffengerichtsurteile 2 
 das Schwurgericht 3 

 die große Wirtschaftsstrafkammer für erstinstanzliche Verfahren und 
 die kleine Wirtschaftsstrafkammer für Berufungsverfahren 4 

 die große Jugendkammer für erstinstanzliche Verfahren und für 
 Berufungen gegen Jugendschöffengerichtsurteile 5 

 die kleine Jugendkammer für Berufungen gegen Jugendrichterurteile 6 
 
c) beim Oberlandesgericht für: 
 den Strafsenat 1 
 den Senat für Bußgeldsachen 2 
 
(5) Dem Statistischen Landesamt sind die Schlüsselzahlen der Erhebungseinheiten und ihre Änderung (Wegfall, 
Umbildung) jeweils in gesonderten Schreiben unverzüglich mitzuteilen. 
 
 
 

§ 3 
Änderung der Geschäftsverteilung 

 
(1) Änderungen der Geschäftsverteilung, die nur die Person des Richters betreffen, berühren die Schlüsselzahl der 
Erhebungseinheit nicht. Dasselbe gilt bei den Landgerichten und Oberlandesgerichten auch für sachliche 
Änderungen der Geschäftsverteilung, die anhängige Verfahren nicht einbeziehen. 
 
(2) Bei sonstigen Änderungen der Geschäftsverteilung hat der Behördenleiter zu prüfen, ob eine Änderung der 
Schlüsselzahlen, insbesondere die Ausgabe weiterer Schlüsselzahlen (§ 2 Abs. 3) erforderlich ist. 
 
(3) Auf anhängige Verfahren, die infolge einer Änderung der Geschäftsverteilung auf eine andere Erhebungseinheit 
übergehen, sind die Bestimmungen des § 4 entsprechend anzuwenden. 
 
 
 

§ 4 
Abgabe innerhalb des Gerichts 

 
(1) Wird ein Verfahren, das bereits statistisch erfasst ist (§ 5), innerhalb des Gerichts an eine andere 
Erhebungseinheit abgegeben oder ist das Verfahren wegen rechtlicher Verhinderung des Gerichts (z. B. bei 
Ablehnung, Ausschluss) von einem anderen Richter, einer anderen Kammer oder einem anderen Senat des 
Gerichts durchzuführen, so ist lediglich der Abschnitt "Abgabe innerhalb des Gerichts" auszufüllen und die 
Schlussbehandlung (§§ 6, 10) durchzuführen. Für die übernehmende Erhebungseinheit wird dieses Verfahren 
statistisch neu erfasst. Dies gilt auch, wenn eine Erhebungseinheit ganz wegfällt und deren Verfahren bei 
demselben Gericht auf andere Erhebungseinheiten übergehen, es sei denn, dass insoweit (z.B. Umbildung von 
Gerichten) eine besondere Anordnung getroffen worden ist. 
 
(2) Die Schlussbehandlung bei der abgebenden Erhebungseinheit ist in demselben Monat durchzuführen, in dem die 
statistische Erfassung für die übernehmende Erhebungseinheit vorgenommen wird. 
 
 
 

§ 5 
Erfassung der Verfahren 

 
(1) Jedes Verfahren, das eine in § 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichnete Angelegenheit zum Gegenstand hat, ist unverzüglich 
nach dem Eingang der Sache statistisch zu erfassen. In Strafbefehlsverfahren ist die Erfassung vorzunehmen, 
sobald gemäß § 408 Abs. 3 StPO Hauptverhandlung anberaumt, rechtzeitig Einspruch gegen den Strafbefehl 
eingelegt oder Wiedereinsetzung wegen Versäumung der Einspruchsfrist gewährt wird; dies gilt jedoch nicht für die 
nach § 408a StPO erlassenen Strafbefehle. In Rechtsmittelverfahren sind mehrere Rechtsmittel gegen dieselbe 
Entscheidung nur als eine Sache zu zählen, wenn sie gleichzeitig eingelegt werden oder das spätere Rechtsmittel 
vor Erledigung des früheren eingeht. Wird gleichzeitig Revision und Rechtsbeschwerde gegen dieselbe 
Entscheidung eingelegt, sind nur die Daten nach Anlage 5 zu erheben. 
 
(2) Ein Verfahren ist statistisch n e u  zu erfassen, wenn 
 



 

a) ein Bußgeldverfahren (auch in der Rechtsbeschwerdeinstanz) wegen veränderter rechtlicher Würdigung der Tat 
in ein Strafverfahren übergeht,  

 
b) ein Verfahren, das durch Urteil oder Beschluss in der Instanz erledigt worden ist, zur erneuten Verhandlung und 

Entscheidung aus der Rechtsmittelinstanz zurückverwiesen wird, 
 
c) ein Verfahren, das vorläufig eingestellt war, fortgesetzt wird, 
 
d) ein Verfahren von einem anderen Verfahren abgetrennt wird, 
 
e) die Wiederaufnahme eines rechtskräftig abgeschlossenen Verfahrens beantragt wird, 
 
f) ein durch einen bedingten Vergleich beendetes Privatklageverfahren nach Ablauf der Widerrufsfrist, spätestens 

nach Ablauf von 3 Monaten (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe a), fortgesetzt wird, 
 
g) ein Verfahren, das nach Art. 100 GG, § 121 Abs. 2 GVG, § 262 Abs. 2 StPO oder § 396 Abs. 2 AO ausgesetzt 

war, fortgesetzt wird, 
 
h) nach § 319 Abs. 2 Satz 1 StPO oder nach § 346 Abs. 2 Satz 1 StPO, auch in Verbindung mit § 79 Abs. 3 Satz 1 

oder § 80 Abs. 4 Satz 2 OWiG, auf die Entscheidung des Rechtsmittelgerichts angetragen wird. 
 
(3) Keine neue statistische Erfassung ist vorzunehmen, wenn 
 
a) ein Strafverfahren in ein Bußgeldverfahren übergeht, 
 
b) Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen ein Verwerfungsurteil nach § 329 Abs. 1, § 412 StPO, § 74 Abs. 2 

OWiG gewährt wird (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe b), 
 
c) nach Erledigung der Revision nur noch über die Rechtsbeschwerde (Absatz 1 Satz 4) zu entscheiden ist, 
 
d) gegen einen nach § 408a StPO erlassenen Strafbefehl rechtzeitig Einspruch eingelegt wird, 
 
e) das Gericht gemäß § 419 Abs. 3 StPO zugleich mit der Ablehnung der Entscheidung im beschleunigten 

Verfahren das Hauptverfahren eröffnet, 
 
f) die Staatsanwaltschaft zunächst Anklage erhoben hat und später einen Antrag auf Entscheidung im 

beschleunigten Verfahren stellt. 
 
 
(4) Die Erfassung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens geschieht, indem die Kopfangaben in den Anlagen 1 bis 6 
entsprechend den Erläuterungen in den Anlagen 7 bis 12 eingetragen werden. 
 
(5) Wie Abgaben innerhalb des Gerichts sind zu behandeln (§ 4) 
 
a) Daten für Anträge auf Wiederaufnahme (Absatz 2 Buchstabe e), die dem zuständigen Gericht zugeleitet werden 

(§ 367 Abs. 1 Satz 2 StPO), 
 
b) irrtümlich statistisch erfasste Verfahren. 
 
 
 

§ 6 
Abschluss der statistischen Erhebung von Straf- und Bußgeldverfahren 

 
(1) Ein Straf- oder Bußgeldverfahren ist statistisch abzuschließen, sobald das Verfahren bezüglich aller Beteiligten in 
der Instanz erledigt ist. 
 
(2) Für den statistischen Abschluss gilt das Verfahren als erledigt, wenn die vollständige Entscheidung der 
Geschäftsstelle vorliegt. In den übrigen Fällen gilt es, soweit in Absatz 3 nichts anderes bestimmt ist, als erledigt, 
wenn die unterschriebene Niederschrift, der Vergleich oder das Schriftstück, aus dem sich die Erledigung ergibt, 
nach Vorlage beim Richter bei der Geschäftsstelle eingeht. Bei Urteilen, Strafbefehlen nach § 408a StPO, 
Beschlüssen nach § 72 OWiG und sonstigen Entscheidungen, die die Instanz abschließen, ist die Rechtsmittelfrist 
abzuwarten. 
 
(3) Abweichend von Absatz 2 gilt das Verfahren bei den nachstehenden Erledigungstatbeständen zu folgenden 
Zeitpunkten als erledigt: 
 
a) bei einem durch einen bedingten Vergleich beendeten Privatklageverfahren mit dem fruchtlosen Ablauf der 

Widerrufsfrist, spätestens nach Ablauf von drei Monaten; 



 

 
b) beim Eingang eines Wiedereinsetzungsantrags gegen ein Verwerfungsurteil nach § 329 Abs. 1, § 412 StPO, § 

74 Abs. 2 OWiG erst nach rechtskräftiger Ablehnung des Antrags; wird Wiedereinsetzung gewährt, so wird die 
ursprüngliche Zählkarte fortgeführt. 

 
In diesen Fällen ist die rechtzeitige Durchführung der Arbeiten nach Absatz 1 nach Eintritt der Erledigung (Ablauf der 
Frist) durch Fristverfügung in den Akten sicherzustellen. Eine genaue Frist braucht nicht verfügt zu werden; es 
genügt, wenn die Akten zu der nächsten in Betracht kommenden Regelfrist vorgelegt und dem statistischen 
Abschluss zugeführt werden. 
 
(4) Bei Einstellung mit Auflage gilt das Verfahren mit der entsprechenden Verfügung des Gerichts als erledigt; eine 
Erfüllung von Auflagen, Weisungen oder erzieherischen Maßnahmen ist nicht abzuwarten. 
 
(5) Die Arbeiten nach Absatz 1 sind unverzüglich nach Eintritt der Erledigung (Absätze 2 bis 4) durchzuführen. Dies 
gilt in den Fällen des Absatzes 3 auch dann, wenn vor Ablauf der Wartefrist die Sache als endgültig erledigt 
behandelt wird. 
 
 
 

2. Abschnitt 
 

Manuelle Erhebung der statistischen Daten 
 
 
 

§ 7 
Muster für die manuelle Erhebung 

 
Die manuelle Erhebung erfolgt mit Zählkarten, Monatsübersichten und Übersendungsschreiben nach den Mustern 
der Anlagen 1 bis 6, 13 bis 17  und 20. 
 
 
 

§ 8 
Fortlaufende Nummerierung der Zählkarte 

 
(1) Die Zählkarten sind getrennt für jede gesonderte Schlüsselzahl einer Erhebungseinheit (§ 2) und in dieser für 
jede Art der Zählkarten (Anlagen 1 bis 6) in der Reihenfolge ihrer Anlegung fortlaufend zu nummerieren. Die 
Nummerierung erstreckt sich über vier Jahre und beginnt nach Ablauf des vierten Jahres jeweils von neuem mit der 
Zahl 1. Der Zeitpunkt des Wechsels rechnet vom 1. Januar 1970 an; dies gilt auch für Erhebungseinheiten, die 
während eines laufenden 4-Jahres-Zeitraums neu gebildet werden. 
 
(2) Sind für eine Richtergeschäftsaufgabe, eine Kammer oder einen Senat mehrere Abteilungen der Geschäftsstelle 
zuständig, so nummeriert jede Abteilung ihre Zählkarten der betreffenden Erhebungseinheit gesondert durch. In 
diesen Fällen teilt der Behördenleiter den jeweiligen Abteilungen Nummernblocks zu (z.B. einer Abteilung von 0001 
bis 4000 und einer zweiten Abteilung von 4001 bis 8000). 
 
(3) Die laufende Nummer der Zählkarte ist auf dem Aktenumschlag der Verfahrensakten einzutragen. Die 
abschließende Ausfüllung der Zählkarte ist auf dem Aktenumschlag unter Angabe des Tages der Ausfüllung zu 
vermerken; der Vermerk ist zu unterschreiben. Gleichzeitig ist auf dem Aktenumschlag die laufende Nummer der 
Zählkarte durchzustreichen; die durchgestrichene Zahl muss lesbar bleiben. 
 
 
 

§ 9 
Verwahrung der angelegten Zählkarten 

 
(1) Die angelegten Zählkarten sind in der Reihenfolge der laufenden Nummern nach Erhebungseinheiten und 
Zählkartenarten getrennt (§ 8 Abs. 1 und 2) auf der Geschäftsstelle zu verwahren. Die Ablage ist so anzuordnen, 
dass die zuletzt angelegte Zählkarte jeweils oben liegt, damit die laufende Nummer für die nächste eingehende 
Sache stets ohne weiteres festgestellt werden kann. Wird die oberste Zählkarte vor Eingang der nächsten Sache der 
Schlussbehandlung (§§ 6, 10) zugeführt, so ist durch Vermerk der letzten laufenden Nummer auf einem besonderen 
Blatt in der Verwahrmappe oder in sonst geeigneter Weise sicherzustellen, dass die laufende Nummer der 
erledigten Sache nicht doppelt gezählt wird. 
 
(2) Die Aufbewahrung erfolgt in besonderen Mappen. Die Mappen sind mit der Aufschrift "Anhängige Verfahren" und 
bei gemischten Richtergeschäftsaufgaben, Kammern und Senaten mit einem die Zählkartenart kennzeichnenden 
Zusatz zu versehen. Auf der Außenseite der Verwahrmappe ist ferner die Kennzahl der Erhebungseinheit 
anzugeben. Auf der Innenseite sind folgende Spalten anzuordnen und nach Ablauf eines jeden Kalendermonats 



 

spätestens bis zum zweiten Arbeitstag des folgenden Monats auszufüllen: 
 
 

Jahr, 
 Monat  

(Berichtsmonat) 

Lfd. Nr. der 
letzten für 

den Berichts-
monat an-
gelegten 
Zählkarte 

Bestand 
(Zahl der 

vorhandenen 
angelegten 
Zählkarten) 
zu Beginn 

des Berichts-
monats 

Zugang 
(Zahl der 

für den Be-
richtsmonat 
neu ange-

legten Zähl-
karten) 

Abgang 
(Zahl der für 
die im Be-

richtsmonat 
erledigten 
Verfahren 
ausgeson-

derten Zähl-
karten) 

Bestand 
(Zahl der 

vorhandenen 
angelegten 
Zählkarten) 

am Ende des 
Berichtsmo-

nats 

Bemer-
kungen 

1 2 3 4 5 6 7 
2005: Januar       
      Februar       

 
Anstelle der Übersicht auf der Innenseite der Verwahrmappe kann auch ein entsprechendes Vorblatt den Zählkarten 
vorgeheftet werden. 
 
Für die Ausfüllung gilt folgendes: 
 
a) Der Bestand zu Beginn des Berichtsmonats (Spalte 3) entspricht der im Vormonat in Spalte 6 enthaltenen Zahl. 
 
b) Der Zugang (Spalte 4) errechnet sich aus der Differenz zwischen der laufenden Nummer der letzten für den 

Berichtsmonat und der letzten für den Vormonat angelegten Zählkarte; für jeden ersten Monat nach Neubeginn 
der Nummerierung mit der Zahl 1 (§ 8 Abs. 1) ergibt er sich unmittelbar aus der laufenden Nummer der letzten 
für den betreffenden Monat angelegten Zählkarte. 

 
c) Der Abgang (Spalte 5) ist gleich der Zahl der für die erledigten Verfahren ausgesonderten und der 

Schlussbehandlung (§§ 6, 10) zugeführten Zählkarten; diese Zahl ist aus Spalte 2 der Sammelmappe für die 
ausgefüllten Zählkarten (§ 10 Abs. 2) zu übernehmen. 

 
d) Der Bestand am Ende des Berichtsmonats (Spalte 6) entspricht der Gesamtzahl der bei Ablauf des 

Berichtsmonats in der Verwahrmappe befindlichen angelegten, unerledigten Zählkarten; er ergibt sich 
rechnerisch aus der in Spalte 3 eingetragenen Zahl zuzüglich der in Spalte 4 eingetragenen Zahl, abzüglich der 
in Spalte 5 eingetragenen Zahl. Seine Richtigkeit ist mindestens vierteljährlich durch Auszählen der in der 
Verwahrmappe befindlichen Zählkarten zu überprüfen. Ergeben sich bei der Auszählung Differenzen, so sind sie 
durch Korrektur der Spalte 6 zu bereinigen. Im nächsten Berichtsmonat erscheint in Spalte 3 die korrigierte Zahl. 
Bei der Auszählung sind nur die Zählkarten von der untersten bis zu der in Spalte 2 bezeichneten Zählkarte zu 
zählen; etwaige bereits für den neuen Monat angelegte Zählkarten dürfen nicht mitgezählt werden. 

 
e) Mindestens einmal jährlich sind die in der Verwahrmappe befindlichen, länger als 6 Monate angelegten 

Zählkarten darauf zu prüfen, ob das betreffende Verfahren nicht bereits bezüglich aller Beteiligten in der Instanz 
erledigt ist. Sollte das der Fall sein, so ist die Zählkarte der Schlussbehandlung (§ 6) zuzuführen. 

 
f) Die Überprüfungen nach Buchstaben d) und e) sind unter Angabe des Überprüfungstages in Spalte 7 der 

Übersicht zu vermerken. Der Vermerk ist zu unterschreiben. 
 
 
 

§ 10 
Sammlung der ausgefüllten Zählkarten 

 
(1) Die ausgefüllten Zählkarten sind auf der Geschäftsstelle in einer besonderen Mappe zu sammeln. Hierbei sind 
die Zählkarten für die jeweils in einem Kalendermonat erledigten Verfahren zusammenzufassen. Die Sammlung ist 
nach Erhebungseinheiten und Zählkartenarten getrennt durchzuführen. 
 
(2) Die Sammelmappe ist mit der Aufschrift "Erledigte Verfahren" und mit einem die Zählkartenart kennzeichnenden 
Zusatz sowie der Schlüsselzahl der Erhebungseinheit zu versehen. Auf der Innenseite der Sammelmappe sind die 
Spalten 
 

Jahr, Monat Zahl der für die in nebenstehendem Monat erledigten 
Verfahren insgesamt ausgefüllten Zählkarten 

1 2 
2005: Januar  
      Februar  

 
anzuordnen und nach Ablauf eines jeden Kalendermonats spätestens bis zum zweiten Arbeitstag des folgenden 



 

Monats auszufüllen. Anstelle der Übersicht auf der Innenseite der Sammelmappe kann auch ein entsprechendes 
Vorblatt den Zählkarten vorgeheftet werden. Die Gesamtzahl der für den abgelaufenen Monat ausgefüllten 
Zählkarten (Spalte 2) ist durch Auszählen der in der Sammelmappe befindlichen Zählkarten zu ermitteln. Die 
Auszählung ist erst vorzunehmen, nachdem die Zählkarten für alle in dem betreffenden Monat erledigten Verfahren 
ausgefüllt sind. Etwaige bereits für Erledigungen im neuen Monat ausgefüllte Zählkarten dürfen nicht mitgezählt 
werden. 
 
(3) Die für den abgelaufenen Monat gesammelten Zählkarten sind spätestens bis zum zweiten Arbeitstag des 
folgenden Monats mit einer Monatsübersicht (dreifach) nach den Mustern der Anlagen 13, 14, 15, 16 oder 17 an den 
Geschäftsleiter oder eine sonst vom Behördenleiter bestimmte Stelle zur Weiterleitung an das Statistische 
Landesamt abzuliefern. Die Monatsübersichten sind nach den Erläuterungen in der Anlage 18 auszufüllen. Es ist 
darauf zu achten, dass die allgemeinen Ordnungszahlen (Schlüsselzahl des Gerichts, Schlüsselzahl der 
Erhebungseinheit) von Zählkarten und Monatsübersichten übereinstimmen. 
 
(4) Eine Durchschrift der Monatsübersicht erhält der Behördenleiter, eine weitere der Richter bzw. der Vorsitzende 
der Kammer oder des Senats. 
 
(5) Monatsübersichten sind auch für solche Erhebungseinheiten auszufüllen und abzuliefern, die keine über 
Zählkarten zu erfassenden Verfahren bearbeiten, wie z. B. Dezernate für einzelne richterliche Anordnungen oder 
Beschwerdekammern und -senate. 
 
 
 

§ 11 
Übersendung der Erhebungsunterlagen an das Statistische Landesamt 

 
(1) Der Behördenleiter fasst die jeweils für einen Monat abgelieferten Zählkarten aller Erhebungseinheiten nach 
Verfahrensarten geordnet zusammen und übersendet sie mit dem Erststück der Monatsübersichten bis zum 5. des 
jeweils folgenden Monats unmittelbar an das Statistische Landesamt. Der Sendung ist ein Begleitschreiben nach 
dem Muster der Anlage 19 (für Amtsgerichte oder Oberlandesgerichte) oder der Anlage 20 (für Landgerichte) 
beizufügen. In dem Begleitschreiben ist die Gesamtzahl der übersandten Monatsübersichten sowie bei den 
Landgerichten der Geschäftsanfall der Strafvollstreckungskammern anzugeben. Zweit- und Drittstücke der 
Monatsübersichten dürfen nicht an das Statistische Landesamt übersandt werden. Die Zählkarten für Strafverfahren 
und die Erststücke der Monatsübersichten sind in der Farbe Hellrot, die Zählkarten für Bußgeldverfahren in der 
Farbe Orange und die Zweit- und Drittstücke der Monatsübersichten in der Farbe Hellblau gehalten. 
 
(2) Die Begleitschreiben sind ebenso wie die Zählkarten und Monatsübersichten nicht für zusätzliche Mitteilungen an 
das Statistische Landesamt geeignet. Notwendige Informationen (z.B. Änderung der Schlüsselzahl einer 
Erhebungseinheit) sind durch besondere Schreiben mitzuteilen. 
 
 
 

3. Abschnitt: 
Erhebung der statistischen Daten mit einem DV-System 

 
 
 

§ 12 
Erhebung mit einem DV-System 

 
(1) Für die statistische Erhebung mit einem DV-System gelten die Bestimmungen des 2. Abschnitts entsprechend. 
An die Stelle der Zählkarten, Monatsübersichten und Übersendungsschreiben sowie Sammelmappen tritt das DV-
System. Die Datenübermittlung von den Gerichten an das Statistische Landesamt richtet sich nach einer von der 
Landesjustizverwaltung und dem Statistischen Landesamt zu treffenden Vereinbarung. 
 
(2) Im Rahmen der automatisierten Erstellung der Monatsübersichten ist zusätzlich eine Bilanzierung der 
Verfahrensarten „Privatklagen“ und „Anträge auf Entscheidung im beschleunigten Verfahren (§ 417 StPO)“ sowie 
der Sachgebiete (Anlage 21) und der Straßenverkehrssachen nach Anlage 2 und 6 (jeweils Abschnitt H) nach 
Maßgabe der Erläuterungen in Anlage 18 vorzunehmen. 
 
(3) Der Behördenleiter und der Richter bzw. Vorsitzende der Kammer oder des Senats erhalten eine den 
Monatsübersichten (Anlagen 13 bis 17) – der Behördenleiter darüber hinaus eine dem Übersendungsschreiben 
(Anlage 20) – entsprechende Zusammenstellung der Daten (vgl. § 10 Abs. 4). 
 
 



 

 
4. Abschnitt: 

Auswertung, Schlussbestimmungen 
 
 
 

§ 13 
Aufbereitung der statistischen Erhebungen 

 
Das Statistische Landesamt bereitet die erhobenen Daten nach bundeseinheitlich koordinierten Verarbeitungs- und 
Auswertungsprogrammen auf und stellt die Ergebnisse den Behörden der Justizverwaltung zur Verfügung. 
 
 
 

§ 14 
Unterlagen für die Dienstaufsicht 

 
Über die Auswertung nach § 13 hinaus steht der Dienstaufsicht mit den Durchschriften der Monatsübersichten für 
jede Erhebungseinheit eine Statistik über die Geschäftsbelastung und ihre Veränderungen zur Verfügung. Aus der 
Mappe der angelegten Zählkarten (§ 9 Abs. 2) bzw. aus den im DV-System gespeicherten Daten (§ 12 Abs. 1) ergibt 
sich ferner jederzeit, wie viele und welche Verfahren noch anhängig sind und aus welchen Jahren diese Verfahren 
stammen. 
 
 
 

§ 15 
 
Die statistischen Erhebungen werden seit 1. Januar 1970 nach Maßgabe dieser Anordnung durchgeführt 
 
 
 
 




